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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 2 U 49/07 B 
 
L 9 U 367/02 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 3 U 129/00 (SG Aurich) 
 
 
 
 
....................................................., 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter:  ......................................................., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Verwaltungs-Berufsgenossenschaft, 
Deelbögenkamp 4, 22297 Hamburg, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin, 
 
 
beigeladen: 
 
Norddeutsche Metall-Berufsgenossenschaft, 
Seligmannallee 4, 30173 Hannover. 
 
 
 
 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 4. Mai 2007 durch den 

Vorsitzenden Richter   S t e e g e   sowie die Richter   M ü t z e   und    

K r u s c h i n s k y 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes- 

sozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 24. Januar 2007 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die gegen die Nichtzulassung der Revision im angefochtenen Urteil des Landessozialgerichts 

(LSG) gerichtete, auf den Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung gestützte Be-

schwerde ist unzulässig. Die dazu gegebene Begründung entspricht nicht der in § 160 Abs 2 

und § 160a Abs 2 Satz 3 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) festgelegten Form. Nach der stän-

digen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) erfordern diese Vorschriften, dass der 

Zulassungsgrund schlüssig dargetan wird (BSG SozR 1500 § 160a Nr 34, 47 und 58; vgl hierzu 

auch Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 4. Aufl 2005, IX, 

RdNr 177 und 179 mwN). Daran mangelt es hier. 

 

Nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG ist die Revision zuzulassen, wenn die Sache grundsätzliche Be-

deutung hat. In der Beschwerdebegründung muss nach § 160a Abs 2 Satz 3 SGG die grund-

sätzliche Bedeutung der Rechtssache dargelegt werden. Dazu ist zunächst darzutun, welcher 

bestimmten abstrakten Rechtsfrage in dem Rechtsstreit grundsätzliche Bedeutung beigemes-

sen wird (BSG SozR 1500 § 160a Nr 11). Die abstrakte Rechtsfrage ist klar zu formulieren, um 

an ihr die weiteren Voraussetzungen für die begehrte Revisionszulassung nach § 160 Abs 2 

Nr 1 SGG prüfen zu können (Krasney/Udsching, aaO, RdNr 181). Eine grundsätzliche Bedeu-

tung der Rechtssache ist gegeben, wenn zu erwarten ist, dass die Revisionsentscheidung die 

Rechtseinheit in ihrem Bestand erhalten oder die Weiterentwicklung des Rechts fördern wird. 

Es muss eine klärungsbedürftige Rechtsfrage aufgeworfen sein, welche bisher 

revisionsgerichtlich noch nicht - ausreichend - geklärt ist (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 17). 

Daher ist aufzuzeigen, ob und inwieweit zu der aufgeworfenen Frage bereits Rechtsgrundsätze 

herausgearbeitet sind und in welchem Rahmen noch eine weitere Ausgestaltung, Erweiterung 

oder Änderung derselben durch das Revisionsgericht zur Entscheidung des vorliegenden 

Rechtsstreits erforderlich erscheint (vgl Krasney/Udsching, aaO, IX, RdNr 65 und 66; Kummer, 

Die Nichtzulassungsbeschwerde, 1990, RdNr 116 ff). Die Rechtsfrage darf sich nicht auf den 

Einzelfall in dem Sinne beschränken, ob das LSG nach unrichtigen rechtlichen Maßstäben 

entschieden habe (BSG SozR 1500 § 160a Nr 7; Krasney/Udsching, aaO, IX, RdNr 58). Diesen 

Anforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Der Kläger hält die Frage "der Umkehr der Beweislast für den Fall, dass einer klägerischen 

Partei, die grundsätzlich den Vollbeweis für die Art und Weise des Arbeitsunfalls und die 

Kausalität zwischen Arbeitsunfall und eingetretener Gesundheitsbeeinträchtigung führen muss, 

unverschuldet diesen Nachweis nicht führen kann", für eine Rechtsfrage von grundsätzlicher 

Bedeutung. Abgesehen davon, dass die Frage insbesondere wegen der Einbeziehung der 

Kausalitätsproblematik unklar formuliert ist, hat der Kläger deren Klärungsbedürftigkeit, 

Klärungsfähigkeit sowie deren über den Einzelfall hinausreichenden Bedeutung zwar 

behauptet, nicht jedoch schlüssig dargelegt. Insbesondere hat er sich nicht mit der vorliegenden 

höchstrichterlichen Rechtsprechung zu dem mit seiner Frage angesprochenen 

1 

2 

3 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 

 
 

"Beweisnotstand" auseinandergesetzt (vgl BSGE 24, 25 = SozR Nr 75 zu § 128 SGG; BSGE 

41, 297, 300 = SozR 2200 § 1399 Nr 4; BSG SozR Nr 60 zu § 128 SGG; BSG, Urteil vom 

4. Mai 1999 - B 2 U 18/98 R - HVBG-Info 1999, 2441; BSG SozR 3-1500 § 128 Nr 11). In 

ständiger Rechtsprechung hat das BSG bisher entschieden, dass bei einem Beweisnotstand, 

selbst wenn er auf einer fehlerhaften Beweiserhebung oder sogar auf einer Beweisvereitelung 

durch denjenigen beruht, dem die Unerweislichkeit der Tatsachen zum prozessualen Vorteil 

gereicht, keine Umkehr der Beweislast eintritt. Vielmehr sind die Tatsachengerichte in einem 

derartigen Fall berechtigt, im Rahmen der vielfältigen Möglichkeiten der Beweiswürdigung an 

den Beweis der Tatsachen, auf die sich der Beweisnotstand bezieht, weniger hohe 

Anforderungen zu stellen (BSG SozR 3-1500 § 128 Nr 11 mwN). 

 

Die Beschwerde ist daher als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 iVm § 169 

SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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